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Organisation und Arbeitsweise


Die Kommission organisierte sich in der ersten Sitzung vom 23. Februar und gab sich folgende Struktur:


Präsident: Adolphe Gremaud


Stellvertreterin: Eva Ecoffey


Vize-Präsident: Joseph Rey


Stellvertreterin: Isabelle Joye


Die Rolle der Stellvertreterinnen besteht aus der Teilnahme an der Präsidentenkonferenz, wenn der Präsident oder der Vize-Präsident verhindert sind.


Berichterstatter der Kommission: Der Präsident.


Minderheitsverhältnis: Gemäss Reglement, mindestens aber 3 Personen, wenn keine Einstimmigkeit besteht.


Die politischen Gruppen organisieren sich, wie es ihnen beliebt. Ein Prinzip wird rasch festgelegt: Bei Abwesenheit, lässt sich jedes Mitglied durch einen anderen Verfassungsrat bzw. Verfassungsrätin vertreten, wenn möglich durch ein Mitglied der Kommission 3 (“Verwandtheit” der behandelten Sachbereiche).


Die Kommission tagt im CIS (Centre d’intégration socioprofessionnelle), Rte des Daillettes, in Freiburg. Sie tagt grundsätzlich alle 14 Tage (am Donnerstag Nachmittag und Freitag den ganzen Tag). Anfänglich wurden 7 Sitzungen festgelegt. Angesichts des Ausmasses der Aufgaben, wurden Ende Mai 9 weitere Sitzungen programmiert.


Es ist zu erwähnen, dass die Kommission die Quotenregelung respektiert, da 10 von 17 Mitgliedern Frauen sind!








Anhörung von Experten


Soweit wie möglich darauf bedacht, “das Rad nicht neu zu erfinden”, wünschte die aus Milizpersonen zusammengesetzte Kommission sich von den Erfahrungen anderer Verfassungsräte inspirieren zu lassen und zu den Sachbereichen, die sie behandeln soll, verschiedene Experten anzuhören. Diese Hearings erlaubten es in der Folge, unsere Diskussionen auf  der gleichen Kenntnisebene durchzuführen.





Frau Claudine Amstein et Herr Philippe Nordmann, Waadtländer Verfassungsräte, Mitglieder der Kommission “ Grundrechte und Grundpflichten ”


Die beiden Gäste haben uns ihre Erfahrungen erörtert, insbesondere  Probleme, denen sie bei der Projektausarbeitung der neuen Verfassung begegnet sind. Dieses Hearing war sehr nützlich, weil es unserer Kommission nicht nur erlaubte, die Arbeitsweise der entsprechenden waadtländischen Kommission näher kennen zu lernen, sondern auch die von ihr eventuell begangenen Fehler zu vermeiden. Wir wurden über die Richtlinien des Waadtländer Projekts informiert, worunter besonders eine so weit wie möglich vollständige und eindeutige Formulierung, die “ein wenig weitergeht“ als die Bundesverfassung. Die Kommission hat auch von den vielen interessanten Neuerungen und weiteren Punkten Kenntnis genommen, die in der ersten Lesung angenommen oder auch verworfen wurden. Sowohl Frau Amstein wie auch Herr Nordmann betonten die psychologische, pädagogische und didaktische Bedeutung einer Aufzählung der Grundrechte, auch wenn diese bereits im übergeordneten Recht enthalten sind.


 


Frau Béatrice Despland, Professorin für Sozialrecht  


Auf Wunsch der Kommission, hat Frau Despland die Definitionen und Unterschiede zwischen Grundrechte, Sozialrechte, Sozialzielen und Aufgaben des Staates vorgetragen. Diese Themen werden, mit Ausnahme der Aufgaben des Staates als Privileg der Kommission 3,  in Kapitel 3  dieses Zwischenberichts behandelt.





Diese genauen und ausführlichen Erläuterungen bewogen die Kommission anlässlich ihrer Sitzung vom 31. Mai, sich vom Berner und Tessiner Modell inspirieren zu lassen und nicht nur die Grund- und Sozialrechte, sondern auch eine möglichst vollständige Liste der Sozialziele in die neue Freiburger Verfassung aufzunehmen.





Herr Andreas Auer, Professor an der Universität Genf


Die Kommission hat Professor Auer zur Frage der Drittwirkung angehört. Da diese Frage von den übrigen Experten mehrmals erwähnt wurde, wünschte die Kommission eine ausführlichere Information, um zu entscheiden, ob die Drittwirkung in die neue Verfassung ausdrücklich aufzunehmen sei. Die Drittwirkung ist ein Instrument, das der Regelung auf Verfassungsebene der Beziehungen zwischen Privatpersonen dient.


So sieht entfaltet Art. 8, Abs. 3 der neuen Bundesverfassung zur Gleichstellung von Mann und Frau eine Drittwirkung, indem er das Recht auf gleichen Lohn bei gleichwertiger Arbeit vorsieht. Aber es handelt sich hier um eine Ausnahme. Nach Professor Auer, verlangen die Beziehungen zwischen Privaten feinere Verfahren und sind durch die Gesetze bestimmt. Man könnte, so wie im Kanton Glarus, eine Drittwirkung ganz allgemein anerkennen, doch ist die in der Bundesverfassung verwendete Lösung viel konkreter. Nach Art. 35, Abs. 3 sieht diese vor: “Die Behörden sorgen dafür, dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, auch unter Privaten wirksam werden.”


Die Kommission hat diese Information zur Kenntnis genommen, vorerst ohne sich über die Einführung oder Nichteinführung der Drittwirkung in der neuen Verfassung auszusprechen.


Grundrechte und -pflichten, Sozialrechte, Sozialziele


Die Grundpflichten


Die Kommission behandelte die Grundpflichten: Sie wünscht, dass in der Präambel ein Vermerk angebracht und in ihrem Schlussbericht eine These ausgearbeitet wird. Sie nahm die Ansichten zur Kenntnis, wonach zwischen Pflichten und Rechten keine zwingende Relation besteht, d.h., dass man kein Recht aufheben kann, auch wenn ein Individuum seine Pflichten nicht erfüllt.





Die Grundrechte


Aus historischer Sicht dienen sie dazu, “Personen vor übertriebenen Eingriffen des Staates in die Privatsphäre zu schützen” (Ideenheft Nr. 1). Diese Konzeption, die als traditionell zu betrachten ist, wich einer sogenannten konstitutiven Konzeption der Grundrechte. Diese setzt voraus, dass der Staat “nicht nur eine Enthaltungspflicht, sondern auch eine Handlungspflicht besitzt”.(id).


Der Staat muss sich für die Verwirklichung der Grundrechte einsetzen und muss sie garantieren. Dies bedingt Schritte wie das Diskriminierungsverbot, die Achtung der Grundsätze oder die Gleichbehandlung. 





Vertikale Wirkung der Grund- und Sozialrechte


Aus historischer Sicht besitzen diese nur eine vertikale Wirkung, d.h. sie sind nur zwischen dem Staat und einer Privatperson wirksam. Die Tatsache, dass nicht nur der Staat, sondern auch Privatpersonen die Grundrechte einer Person bedrohen können zeigt, dass die Grundrechte, soweit sie sich dazu eignen, unter Privaten wirksam werden müssen oder können. 





Einschränkung der Grundrechte


Der Kerngehalt der Grundrechte ist unantastbar (Art. 36, Abs. 4 BV).


Jede Einschränkung der Grundrechte ist drei Bedingungen unterworfen:


Der Legalität: Sie muss in einem gesetzgeberischen Akt vorgesehen sein.


Der Proportionalität: Sie muss dem angestrebten Ziel angemessen sein.


Der Rechtfertigung: Sie muss unwiderlegbar und überwiegend durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt werden können.





Die Sozialrechte und Sozialziele  verpflichten den Staat,  


Privatpersonen gegenüber eine Leistung zu erbringen. Dennoch ist der Unterschied zwischen Sozialzielen und Sozialrechten nicht immer offensichtlich. Man kann übereinstimmend sagen, dass die Sozialrechte vor den Gerichten direkt angerufen werden können. Sie erlauben Privaten vom Staat eine positive Leistung zu erhalten, was bei den Sozialzielen nicht der Fall ist.





Sozialziele haben einen subsidiären Charakter. Der Zielbegriff weist darauf, dass “der Gesetzgeber sie in den Gesetzen verwirklichen muss” (Ideenheft Nr. 1).


Katalog der zu behandelnden Themen


Seit Beginn ihrer Arbeiten haben die Kommissionsmitglieder einen Katalog der Themen erstellt, die sie zu behandeln wünschen. Anhand dieser Liste hat Herr Gösku, juristischer Berater, eine Übersichtstafel erstellt. Diese Tafel enthält zu jedem Thema klare Informationen, die einen Vergleich zwischen der Bundesverfassung und den verschiedenen kantonalen Verfassungen erlauben. Sie dient als Referenz und erlaubt ein besseres systematisches Arbeiten.





Liste der Sozialrechte und Sozialziele, die in einer Verfassung gewöhnlich vorkommen


Recht auf eine der Menschenwürde entsprechendes Dasein


Rechte der Kinder und Jugendlichen


Streikrecht


Petitionsrecht (wird von der Kommission 4 behandelt)


Recht der Opfer


Gleichstellung von Mann und Frau


Gleichheit vor dem Gesetz


Allgemeine Verfahrensgarantien (wird von Kommission 6 behandelt)


Eigentumsgarantie


Willkürverbot


Diskriminierungsverbot


Kunstfreiheit


Wirtschaftsfreiheit


Niederlassungsfreiheit


Sprachenfreiheit (der Kommission 1 zugewiesen)


Versammlungsfreiheit


Ehefreiheit, andere Formen des gemeinsamen Zusammenlebens


Meinungs- und Informationsfreiheit


Persönliche Freiheit


Glaubens- und Gewissensfreiheit


Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit


Wissenschaftsfreiheit


Förderungsmassnahmen (z.B. Gleichheit, Behinderte, Familie, Jugendliche.)


Nichtrückwirkung der Gesetze, Freiheitsentzug, Strafverfahren (alle der Kommission 6 zugewiesen)


Schutz von Treu und Glauben


Schutz der Familie, 


Wohnungsschutz und Wohnungsrecht, 


Datenschutz, Achtung der Privatsphäre


Schutz der Mutterschaft








Von der Kommission als vordringlich eingestufte Themen


Handlung gegen den Staat


Kultur


Nachhaltige Entwicklung / Umwelt (Kommission 3)


Familie


Gleichstellung von Mann und Frau


Erziehung / Ausbildung


Garantie der Existenzmittel


Grundfreiheiten


Wohnung


Öffentliche Versammlung / Meinungsfreiheit


Betagte 


AusländerInnen


Behinderte Gesundheit





Bis heute von der Kommission behandelten Themen


Es erscheint uns als nützlich und notwendig darauf hinzuweisen, dass sich jedes Kommissionsmitglied an der Vorbereitung und Präsentation der nachfolgend angeführten Themen beteiligt hat.


Die Thesen, die nach jedem Thema aufgeführt werden, sind entweder einstimmig oder durch Mehrheitsbeschluss angenommen worden.


 


Kultur


Die Kommission entscheidet, den Zugang zur Kultur als Sozialziel zu behandeln. Sie entscheidet ebenfalls, dass der Begriff "Zugang zur Kultur" ausreichend ist, da dieses Recht das Ausüben von kulturellen Aktivitäten einschliesst.


Die definitive These wird im Oktober verfasst.�
�



Grundpflichten


Siehe unsere Anmerkungen zu diesem Thema unter Ziffer 3.1.


Die Kommission wird die Begriffe Solidarität und Verantwortung in ihre definitive These aufnehmen.�
�
Recht der Kinder und Jugendlichen


Grundsätze


In Ergänzung zu familiärer Verantwortung und privater Initiative, gewährleisten der Kanton und die Gemeinden den Kindern und Jugendlichen die für ihre physische, psychische, intellektuelle und soziale Entwicklung günstigen Bedingungen, damit sie zu selbstständigen und sozial verantwortlichen Menschen heranwachsen.


Der Kanton und die Gemeinden fördern die Solidarität unter den Generationen und ihr gegenseitiges Verständnis.


Im Rahmen ihrer Urteilsfähigkeit, üben die Kinder und Jugendlichen ihre Rechte selbst aus.�
�












�
�
Schutz und Betreuung


Jedes Kind hat das Recht geschützt, unterstützt, gefördert und betreut zu werden. Es hat das Recht auf einen besonderen Schutz seiner körperlichen und psychischen Integrität, einschliesslich im Rahmen seiner Familie. 


Minderjährige Opfer von Straftaten haben das Recht auf eine spezifische Hilfe, die es ihnen erlaubt, ihre Schwierigkeiten zu überwinden. 


Die juristischen Verfahren achten auf die besondere Situation der Kinder und Jugendlichen (Beispiel: Anhörung von Kindern und Jugendlichen in Scheidungsfällen).


In Ergänzung zu familiärer Verantwortung, hat jedes Kind das Recht auf eine qualifizierte, familienexterne Betreuung. 


Unabhängig vom Einkommen der Familie, hat jedes Kind das Recht auf eine Leistung, die einen wesentlichen Teil seiner Unterhalts- und Erziehungskosten deckt.





Erziehung und Ausbildung


Jedes Kind hat das Recht auf eine ausreichende und kostenlose schulische und nachschulische Bildung, die seinen Fähigkeiten entspricht.


Der Kanton und die Gemeinden achten darauf, jedem Jugendlichen nach der obligatorischen Schulzeit eine erste Ausbildung zu sichern (Sozialziel).


Minderheitsvorschlag:


Jede/r Jugendliche hat das Recht auf eine erste Ausbildung nach der Schulzeit (Sozialrecht).


Der Staat und die Gemeinden fördern die Eingliederung der Jugendlichen in das aktive Leben.


Der Staat sorgt für die Förderung des Wohlbefindens und der Gesundheit durch die Schule.


Beteiligung und Integration


Der Kanton und die Gemeinden treffen die angemessenen Massnahmen zur Förderung der Integration und der sozialen und politischen Teilnahme der Kinder und Jugendlichen.


Sie integrieren die Interessen der Kinder und Jugendlichen in ihre allgemeine Politik.


Sie prüfen die Übereinstimmung ihrer Entscheide mit der Kindheit und Jugend.


Sie unterstützen die Aktivitäten der Jugend, insbesondere die Arbeit der Vereine und Jugendzentren.


Büro für Jugendfragen


Der Staat richtet ein permanentes Büro für Jugendfragen ein, um die Interessen der Jugend zu berücksichtigen.�
�



Gleichheit und Diskriminierungsverbot


Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.


Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der Herkunft, des Geschlechts, der Sprache, des Alters, des Zivilstandes, der Lebensform, des genetischen Erbgutes, des Aussehens, der sozialen Stellung, der politischen, religiösen oder philosophischen Überzeugung, seiner Ansichten, einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung.


Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung, vor allem in Familie, Ausbildung, Arbeit und beim Zugang zu öffentlichen Aemtern. Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.�
�
Mutterschaft


Jede Frau hat das Recht auf materielle Sicherheit vor und nach der Entbindung.


Frauen, die eine Erwerbstätigkeit ausüben (Angestellte oder Selbstständige), haben das Recht auf eine Mutterschaftsversicherung, die den durch eine Mutterschaft hervorgerufenen Erwerbsausfall deckt. Diese Massnahme ist gültig, solange auf Bundesebene keine entsprechenden Massnahmen existieren. Sie hebt sich auf, wenn der Bund ein Mutterschaftsversicherungs-System für Arbeitnehmerinnen und selbständig Erwerbende einführt. 


Die Mehrheit spricht sich für eine Dauer von 16 Wochen aus.


Jede Frau die entbindet, ob sie nun eine berufliche Tätigkeit ausgeübt hat oder nicht, hat das Recht auf ein Mutterschaftsgeld. Diese Massnahme ist gültig bei Fehlen von entsprechenden Massnahmen auf Bundesebene, welche die Entrichtung einer Entschädigung an alle Frauen vorsehen würde.


Diese beiden Thesen sind in analoger Weise für die Adoption anwendbar.�
�



Familienpolitik


Die Kommission hat die Familie als eine Gemeinschaft von Erwachsenen und Kindern definiert.


Der Staat verpflichtet sich, die Familie in einer Weise zu schützen und zu unterstützen, so dass sich jedes Mitglied entfalten kann. Er überprüft die Gesetzgebung unter dem Blickwinkel ihrer Konsequenzen für die Familie und passt sie nötigenfalls an. 


Er schafft Bedingungen, die Mutterschaft und Vaterschaft erleichtern, die es erlauben, das Familienleben mit dem Berufsleben in Einklang zu bringen und die die physische und psychische Entfaltung der Kinder gewährleisten.


Die Familien mit Kinder im Kleinkindalter (die konstante Betreuung erfordern), haben das Recht auf eine ergänzende finanzielle Hilfe, wenn ihr Einkommen nicht ausreicht. 


Die Kommission befürwortet das Schaffen einer permanenten Familienkommission sowie eines permanenten Organs, welches mit der Umsetzung der Familienpolitik beauftragt ist. �
�



Hilfe im Notfall und in Notlagen


Ohne eine These formell anzunehmen, entschied die Kommission im Sinne von Art. 13 der Neuenburger Verfassung mit folgendem Wortlaut voranzugehen:


“Jede Person hat das Recht auf eine Wohnung, die notwendige ärztliche Versorgung und für die Aufrechterhaltung seiner Würde unerlässlichen Mittel”. Die Kommission hat zur Kenntnis genommen, dass die Notlage grundsätzlich und gemäss der fachlichen Praxis zeitlich begrenzt ist.�
�



Schutz der Privatsphäre und der persönlichen Daten


Die  Kommission hat hier ebenfalls noch keine These verabschiedet, aber beschlossen, sich von Art. 11 der Neuenburger Verfassung mit folgendem Wortlaut inspirieren zu lassen:


“Jede Person hat Anspruch auf die Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer Wohnung, ihres Brief- und Fernmeldeverkehrs. Sie hat das Recht, vor der missbräuchlichen Verwendung ihrer Daten geschützt zu werden. Sie kann diese Daten einsehen und eine Berichtigung derjenigen verlangen, die nicht richtig sind, und die nutzlosen vernichten lassen. Die Behörden können persönliche Daten nur verarbeiten, wenn eine gesetzliche Grundlage besteht und diese Daten für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Sie sorgen dafür, dass diese Daten gegen eine missbräuchliche Verwendung geschützt sind.”�
�



Politik für Behinderte und Betagte


In diesen beiden Bereichen hat eine grundlegende Diskussion stattgefunden, aber im Moment ist noch keine These verfasst worden.�
�



Von der Kommission zu behandelnde Themen


Alle unter den Ziffern 4.1 und 4.2 aufgezählten und nicht behandelte Punkte, müssen von der Kommission noch bearbeitet werden. Gewisse Punkte (Armut/Bedürftigkeit, Erziehung/Ausbildung) werden anlässlich der gemeinsamen Sitzungen mit der Kommission 3 zur Sprache kommen.


Eine Aufzählung der Punkte, die in Vergessenheit geraten oder deren Wichtigkeit uns entgangen sein könnte, wird anfangs Oktober erstellt. 


Eine zweite Lesung ist im Verlaufe dieses Herbstes vorgesehen. Die Thesen können gegebenenfalls abgeändert und in den Schlussbericht aufgenommen werden, welcher auch die Minderheitsthesen ausdrücklich erwähnen wird.


Kompetenzabgrenzung zwischen den Kommissionen 


Ein Problem: Die Zuweisung der zu behandelnden Themen


Seit Beginn unserer Arbeiten, im Frühling 2001, stellten wir fest, dass die Zuweisungen an unsere oder eine andere Kommission nicht klar genug abgegrenzt waren und demzufolge einer Klärung unterzogen werden mussten.


Dieses “Problem”, falls es überhaupt ein Problem sein sollte, wurde als eine der Hauptursachen für die Verspätungen in der Arbeit des Waadtländer Verfassungsrates erwähnt. Sowohl Frau Amstein wie auch Herr Nordmann betonten den Umstand, dass die Abgrenzung der Kompetenzen nur unzureichend vorgenommen worden war und dass dieser Umstand die Behandlung des Vorentwurfs im Frühling 2001 erheblich erschwert und verlangsamt habe.


Die juristischen Berater haben diese Frage untersucht und konkrete Vorschläge unterbreitet, die von der Präsidentenkonferenz gebilligt wurden.





Kompetenzkonflikt oder unklare Abgrenzung der Themen?


Was unsere Kommission anbelangt, ergibt sich ein Kompetenzkonflikt vor allem mit der Kommission 3. Es handelt sich allerdings nicht nur um einen Kompetenzkonflikt zwischen zwei Kommissionen, sondern vor allem um eine unklare Abgrenzung zwischen dem Personenrecht (Kommission 2) und dem Auftrag des Staates (Kommission 3).


Die Frage kann so gestellt werden:


“Wann gehört ein bestimmtes Thema in den Sachbereich “Sozialrecht” und wann in denjenigen der “Aufgaben des Staates?”


Die Zuweisung eines Sachbereichs an diese oder jene Kommission kann bei weitem nicht gleichgültig sein, da die Sozialrechte, im Gegensatz zu den Aufgaben des Staates, gerichtlich eingefordert werden können.


Um eine Zersplitterung der Kräfte so weit wie möglich zu vermeiden, treffen sich die zwei Kommissionspräsidenten seit dem Monat März regelmässig. Obschon das Sekretariat des Verfassungsrates die Kompetenzkonflikte zwischen allen Kommissionen durch seine juristischen Berater untersuchen liess und konkrete Vorschläge unterbreitete, erschien es uns als notwendig, noch weiter zu gehen.





Vorgeschlagene Lösungen oder noch zu findende Lösungen


Die Präsidenten haben den Mitgliedern beider Kommissionen vorgeschlagen, in “Interkommissionen” zu arbeiten; die Themen hätten  dadurch umfassenderer behandelt werden können. Während die Kommission 2 diesem Prinzip zustimmte, hat es die Kommission 3 verworfen. 


Die Präsidenten haben dann ein paar Grundsätze für die Zusammenarbeit erstellt und eine Abgrenzung der zu behandelnden Themen für die eine wie die andere Kommission festgelegt. Die Teilnahme – in beratender Form – an den Sitzungen der anderen Kommission blieb weiterhin möglich.�Gewisse Themen – Ausbildung, Armut, Bedürftigkeit - werden an den gemeinsamen Sitzungen zur Sprache gebracht.


Trotz dieser Vorsichtsmassnahmen müssen wir feststellen, das gewisse Themen von beiden Kommissionen unter dem gleichen Winkel angegangen werden, aber in verschiedenen Varianten – dieser Eindruck ergibt sich zu mindest beim Durchsehen der Sitzungsprotokolle – obwohl jede Kommission sich so gut wie möglich bemühte, sich streng auf ihr Mandat zu begrenzen.


Wir hoffen, dass es uns die Monate, die uns vom endgültigen Verfassen noch trennen, erlauben werden, eine zufriedenstellende Lösung zu finden, damit die noch auszuarbeitenden Vorschläge annähernd kohärent erfolgen können. Das Verständnis und die Diskussion im Rahmen der Plenarsitzungen können dadurch nur eine Aufwertung erfahren.





Provisorische Schlussfolgerungen


Nach fünf Monaten müssen wir feststellen, dass es, zumindest am Anfang, nicht immer einfach war, in die konkrete Arbeit einzutreten.�Die klare Unterscheidung zwischen den Sachbereichen “Verfassung” und “Gesetzgebung” ist nicht immer offensichtlich.


Der Kompetenzbereich, der uns zugewiesen wurde, berührt u.a. Personen in besonderen und oftmals schwierigen Situationen. Die Sozialrechte und Sozialziele müssen es uns erlauben, die Gleichstellung und den sozialen Zusammenhalt anzustreben und von einer humanistischen Vision unserer Gesellschaft auszugehen, eine Vision, die wir in der neuen Kantonsverfassung zu verankern wünschen.


In diesem Bereich muss man Kühnheit und Realismus vereinen können. Wenn die Kühnheit es erlaubt, innovativ und kreativ zu sein, so wissen wir auch, dass die zukünftigen Debatten diese Kühnheit ein wenig abdämpfen und uns zu einem gewissen Realismus zurückführen könnten. Und dennoch sollte der Realismus uns nicht daran hindern, originelle und innovative Lösungen zu verwirklichen, die auch den Erwartungen der Mehrheit unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger entsprechen.


Die Qualität der Beziehungen zwischen den Kommissionsmitgliedern hat die fruchtbare Zusammenarbeit in einem freundschaftlichen, verantwortungsbewussten und respektvollen Rahmen erleichtert. 











Diesen Bericht hat die Kommission in der Sitzung vom 20. August 2001 einstimmig angenommen.














Freiburg, den 27. August 2001
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